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Heimvertrag 

für 

Bewohner einer vollstationären Einrichtung der Behindertenhilfe
Zwischen der 

St. Josefshaus Herten Betriebs-gGmbH,

Hauptstrasse 1, 79618 Rheinfelden

(Name der Einrichtung )

im Folgenden Einrichtung genannt,

vertreten durch den Geschäftsführer
Herrn  

Bernhard Späth
und

Frau/Herrn
  
wohnhaft in  
  
vertreten durch den Bevollmächtigten/Betreuer 



  
  
im folgenden Hilfeempfänger1 genannt,

________________________

Fußnoten: siehe Anmerkungen für Hilfeempfänger am Ende des Heimvertrages 

wird folgender 

Heimvertrag

geschlossen:

§ 1

Vertragsgegenstand

Ziel des Vertrages ist es, behinderten und vollstationär betreuungsbedürftigen Menschen ein Leben in Würde und Selbstbestimmung zu ermöglichen. Die Einrichtung bemüht sich um ein gutes Zusammenleben aller Heimbewohner im Geiste gegenseitiger Rücksichtnahme. Der Bewohner wird die Bemühungen der Einrichtung, soweit möglich, unterstützen.

§ 2

Aufnahme

(1)
Der Hilfeempfänger lebt seit dem    in der Einrichtung.

(2)

Der Hilfeempfänger verpflichtet sich, der Einrichtung zu übergeben:

x
eine Mehrfertigung des jeweils aktuellen Leistungsbescheides des Sozialamtes für den Bereich „Wohnen“2,

x 
eine Mehrfertigung des jeweils aktuellen Leistungsbescheides des Sozialamtes für den Bereich „Tagesstrukturierende Maßnahmen“2,


x
eine Mehrfertigung des jeweils aktuellen Leistungsbescheides der Pflegekasse,2

□
………………………………………………………………………………….......

§ 3

Allgemeine Leistungen der Einrichtung

(1)
Die Einrichtung erbringt für den Bewohner die individuell erforderlichen psychosozialen Betreuungsleistungen und Pflegeleistungen einschließlich der medizinischen Grund- und Behandlungspflege. Der Inhalt der Leistungen ergibt sich aus der Anlage 1.

Die Einrichtung erstellt in Abstimmung mit dem Hilfeempfänger eine individuelle Betreuungsplanung. 


(2) 
Der Hilfeempfänger ist im Rahmen der Eingliederungshilfe dem Leistungstyp


1. Vollstationäre Hilfe für Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene, 
Typ Nr. I.1.1

2. Vollstationäre Hilfe für Erwachsene, Typ Nr. I.2.1


3. Vollstationäre Hilfen in Heimsonderschulen, Typ Nr. 


4. Tagesstrukturierende Angebote für Menschen mit Behinderungen, 
             Typ Nr.   

5. Kurzzeitunterbringung, Typ Nr. .....


6. Trainingswohnen

zugeordnet. 

(3)
Der Hilfebedarf für den Bereich „Wohnen“ wird im Einzelfall festgestellt, zurzeit nach einem von Frau Dr. Metzler entwickelten Fragebogen zur Erhebung des Hilfebedarfs von Menschen mit Behinderung. Danach wird nach fünf Hilfeempfängergruppen unterschieden.


Der Hilfeempfänger ist aufgrund


des vorliegenden Leistungsbescheides des Sozialhilfeträgers vom    



des unter Einbeziehung des Hilfeempfängers im Rahmen der ärztlichen Begutachtung 

der Anlage 6 (vorläufige Vereinbarung)


des    ermittelten Hilfebedarfs3
nachfolgender Hilfebedarfsgruppe zugeordnet:


Hilfebedarfsgruppe 


1
sehr geringer Hilfebedarf








2
geringer Hilfebedarf


3
mittlerer Hilfebedarf 


4
hoher Hilfebedarf 


5
sehr hoher Hilfebedarf

(4)
Der Hilfeempfänger ist aufgrund des vorliegenden Leistungsbescheides der Pflegekasse 


  mindestens pflegebedürftig entsprechend der Pflegestufe I, 4





pflegebedürftig entsprechend der Pflegestufe I (erheblich pflegebedürftig),




pflegebedürftig entsprechend der Pflegestufe II (schwer pflegebedürftig),




pflegebedürftig entsprechend der Pflegestufe III (schwerst pflegebedürftig),




pflegebedürftig mit außergewöhnlich hohem und intensivem Pflegeaufwand 


i. S. von § 43 Abs. 3 SGB XI.

§ 4

Unterkunft

(1)
Die Einrichtung überlässt dem Hilfeempfänger einen Platz in einem



Einzelzimmer

mit Dusche und WC



Doppelzimmer 

mit gemeinsamer Nutzung von Dusche/WC 







Mehrbettzimmer



mit insgesamt    qm Wohnfläche.


Das Zimmer mit der Nummer    befindet sich im    Geschoss des   .

Bei einem Doppel- oder Mehrbettzimmer ist auf die Belange des/der Mitbewohner(s) Rücksicht zu nehmen.

(2)
Das Zimmer ist mit folgenden Möbeln / Ausstattungsgegenständen eingerichtet:

Grundausstattung (Bett, Schrank, Tisch, Stuhl) ................................

............................................................................................................

............................................................................................................

(3)
Der Hilfeempfänger kann im Einvernehmen mit der Einrichtung eigene Möbel/Ausstattungsgegenstände mitbringen. Eine Ermäßigung des Heimentgeltes tritt dadurch nicht ein. Eigene Gegenstände des Hilfeempfängers können außerhalb des Zimmers nur aufgrund einer besonderen Vereinbarung untergebracht werden.

(4)
Die Gewährung der Unterkunft umfasst auch


a)
die Versorgung mit Kalt- und Warmwasser, Heizung, Beleuchtung und Strom sowie 

die Entsorgung von Abwasser und Abfall,

b)
die regelmäßige Reinigung der Unterkunft (einschließlich Reinigung der Fenster und 
Gardinen),

c)
das Bereitstellen und Pflegen von Bettwäsche, Lagerungshilfsmitteln und Hand‑

tüchern,



d)
die Pflege von persönlicher Wäsche.



Aus therapeutischen Gründen kann im Rahmen der Förderung zur Selbstständigkeit der Hilfeempfänger hiervon abweichend unter Anleitung des Betreuungspersonals entsprechend seiner persönlichen Fähigkeiten zur Reinigung seines Zimmers, zur Pflege seiner persönlichen Wäsche, herangezogen werden.

(5)
Soweit dies auf Grund der Behinderung möglich ist, kann die Einrichtung im schriftlichen Einvernehmen mit dem Hilfeempfänger/Betreuer einen Schlüssel aushändigen.

Die Schlüssel bleiben im Eigentum der Einrichtung. Eine Weitergabe der Schlüssel an dritte Personen ist nur mit Zustimmung der Einrichtung erlaubt. Die Anfertigung weiterer Schlüssel darf nur die Einrichtung veranlassen.

Der Verlust von Schlüsseln ist der Einrichtung unverzüglich mitzuteilen. Die Ersatzbeschaffung erfolgt durch die Einrichtung auf Kosten des Hilfeempfängers, soweit dieser den Verlust zu vertreten hat.


Um in dringenden Fällen Hilfe zu leisten oder Gefahren abwenden zu können, verfügt die Einrichtung über einen Zentralschlüssel.

(6)
Über hausinterne Umzüge entscheidet die Einrichtung im Einvernehmen mit dem betroffenen Hilfeempfänger.



Erfolgt der Umzug auf Anregung der Einrichtung, gehen die anfallenden Kosten zu ihren Lasten. Die Kosten eines Umzuges auf Wunsch des Hilfeempfängers hat dieser zu tragen.

(7)
Der Hilfeempfänger ist ohne Zustimmung der Einrichtung nicht berechtigt, Änderungen an baulichen oder technischen Einrichtungen wie Telefonanlage, Klingel, Lampen, Antennenanlage vorzunehmen oder vornehmen zu lassen.

(8)
Dem Hilfeempfänger stehen sämtliche dem gemeinsamen Gebrauch gewidmete Räumlichkeiten, Einrichtungen und Grundflächen (Gemeinschaftseinrichtungen) zur Mitbenutzung zur Verfügung. Die Gemeinschaftseinrichtungen werden von der Einrichtung nach Bedarf gereinigt.

(9)
Die Einrichtung hat das Zimmer dem Hilfeempfänger in einem zu dem vertragsmäßigen Gebrauche geeigneten Zustand zu überlassen und es in diesem Zustand zu erhalten. 


Der Hilfeempfänger verpflichtet sich, das Zimmer und die zur gemeinschaftlichen Benutzung bestimmten Räume, Einrichtungen und Anlagen schonend und pfleglich zu behandeln.

§ 5

Verpflegung

(1) Die Verpflegung besteht täglich aus 3 Mahlzeiten (Frühstück, Mittagessen, Abendessen) und erfolgt nach Maßgabe des Speiseplanes. Bei Bedarf erhält der Hilfeempfänger Schon- oder Diätkost sowie die in diesem Zusammenhang erforderlichen Zwischenmahlzeiten.


Zur Deckung des täglichen Flüssigkeitsbedarfs stehen folgende Getränke zur Auswahl:

Tee, Kaffee, Milch, Wasser ……………..........................................................................

...........................................................................................................................................

(2) Die Einrichtung gewährt darüber hinaus folgende im Entgelt enthaltene Verpflegung:
Zwischenmahlzeiten ….......................................................................................................

...........................................................................................................................................

(3)
Die Mahlzeiten werden in den dafür vorgesehenen Räumlichkeiten eingenommen. Bei Krankheit oder pflegerischer Notwendigkeit werden die Mahlzeiten auf dem Zimmer serviert und verabreicht.

§ 6

Sonstige Leistungen

Auf Wunsch des Hilfeempfängers ist die Einrichtung verpflichtet, gegen gesondertes Entgelt die Sicherstellung des hygienischen Sachaufwands für die übliche Körperpflege des Hilfeempfängers sicherzustellen und für die über § 4 Abs. 4 d hinausgehende Pflege und Erhaltung von Bekleidung und Schuhen des Hilfeempfängers zu sorgen. Hierüber wird eine schriftliche Vereinbarung abgeschlossen. 


Sozialhilfeempfänger sind verpflichtet, die Kosten hierfür aus dem Barbetrag nach § 35 
Abs. 2 Sozialgesetzbuch XII zu bestreiten. Die Verwaltungsvorschrift des Sozialmini​steriums über die Barbeträge nach dem Sozialgesetzbuch XII sehen zurzeit einen Einbehalt von bis zu 10,23 EURO monatlich für den Hygienebedarf und bis zu 5,00 EURO monatlich für die chemische Reinigung, Wäsche und Änderung der Oberbekleidung sowie die Instandsetzung von Schuhwerk vor.


Bei Hilfeempfängern vor Vollendung des 18. Lebensjahres sind diese Leistungen bereits im Heimentgelt enthalten.

§ 7

Zusatzleistungen5
Über die Erbringung von Zusatzleistungen wird von den Vertragsparteien eine gesonderte schriftliche Vereinbarung abgeschlossen. Die Kosten der Zusatzleistungen, die der Bewohner in Anspruch nimmt, sind vom Hilfeempfänger selbst zu tragen. Sozialhilfeträger und Pflegekassen kommen für die Kosten der Zusatzleistungen nicht auf. 

§ 8

Ärztliche Leistungen und therapeutische Leistungen

(1)
Die gesundheitliche Versorgung wird in der Regel durch den Ärztlichen Dienst der Einrichtung sichergestellt. Die Einrichtung vermittelt dem Bewohner aber auch externe ärztliche Hilfe. 

(2)
Jeder Hilfeempfänger hat das Recht, seinen Arzt frei zu wählen. Es muss aber gewährleistet sein, dass der Arzt im Bedarfsfall in die Einrichtung kommt.

(3)
Der Hilfeempfänger teilt den Namen und die Adresse seines Arztes der Einrichtung mit.

(4)
Für therapeutische Leistungen (z. B. Physiotherapie, Ergotherapie) gilt § 8 Abs. 1 entsprechend.

§ 9

Heimentgelt

(1) 
Das tägliche Heimentgelt setzt sich zum Zeitpunkt des Vertragsbeginns wie folgt zusammen:

Für den Bereich „Wohnen“:

	1.


	Grundpauschale für Unterkunft und 
Verpflegung
	   EURO

	2.
	Maßnahmepauschale für allgemeine Betreuungs- und Pflegeleistungen im Bereich 
„Wohnen“ 
	

	
	· 1.1. Hilfebedarfsgruppe 1

	   EURO

	
	· 1.2. Hilfebedarfsgruppe 2

	   EURO

	
	· 1.3. Hilfebedarfsgruppe 3

	   EURO

	
	· 1.4. Hilfebedarfsgruppe 4

	   EURO

	
	· 1.5. Hilfebedarfsgruppe 5

	   EURO

	3.
	Investitionspauschale
	10,16 EURO


Für den Bereich „Tagesstruktur“:

	1.


	Grundpauschale für Unterkunft und 
Verpflegung


	   EURO

	2.
	Maßnahmepauschale für allgemeine 
Betreuungs- und Pflegeleistungen im Bereich
„Tagesstrukturierende Maßnahmen“

	   EURO



	3.
	Entgelt für nicht geförderte Investitionsaufwendungen6

	   EURO



Das tägliche Heimentgelt beträgt insgesamt

   EURO
(2)
Der Tag, an dem der Hilfeempfänger in die Einrichtung aufgenommen wird oder aus der Einrichtung ausscheidet, wird jeweils als ein voller Tag berechnet. Bei Verlegung in eine andere Einrichtung wird der Verlegungstag von der verlegenden Einrichtung nicht berechnet.

(3)
Das Entgelt für die allgemeinen Betreuungs- und Pflegeleistungen im Bereich „Wohnen“ bestimmt sich in den Hilfebedarfsgruppen 1 – 5 für alle Hilfeempfänger nach den Sätzen, die zwischen der Einrichtung und dem Sozialhilfeträger vereinbart worden sind. Das Gleiche gilt für das Entgelt für die allgemeinen Betreuungs- und Pflegeleistungen im Bereich „Tagesstrukturierende Maßnahmen“ und das Entgelt für Unterkunft und Verpflegung. 

(4)
Der Hilfeempfänger trägt die Kosten für die allgemeinen Betreuungs- und Pflegeleistungen im Bereich „Wohnen“ und im Bereich „Tagesstrukturierende Maßnahmen“ (Maßnahmepauschale), für Unterkunft und Verpflegung (Grundpauschale) sowie die Kosten für nicht geförderte Investitionsaufwendungen, soweit der Sozialhilfeträger oder die Pflegekasse für diese nicht aufkommt. Daneben trägt der Hilfeempfänger die Kosten für die vereinbarten sonstigen Leistungen (§ 6) sowie für die Zusatzleistungen (§ 7). 

(5)
Der Hilfeempfänger verpflichtet sich, bei einem Anspruch auf Leistungen nach dem Sozialgesetzbuch XII rechtzeitig den entsprechenden Antrag beim zuständigen Sozialamt zu stellen.

(6)
Bei pflegebedürftigen Hilfeempfängern übernimmt die Pflegekasse gemäß § 43a SGB XI die pflegebedingten Aufwendungen, die Aufwendungen der sozialen Betreuung sowie die Aufwendungen für Leistungen der medizinischen Behandlungspflege bis zu 10 % des oben genannten Heimentgeltes, jedoch derzeit maximal 256,00 EURO je Kalendermonat.

Bei Hilfeempfängern, die in der privaten Pflegeversicherung versichert sind und bei denen deshalb an die Stelle der Sachleistungen die Kostenerstattung in gleicher Höhe tritt 
(§ 23 Abs. 1 Satz 3 SGB XI), rechnet die Einrichtung das Entgelt für allgemeine Pflegeleistungen mit dem Hilfeempfänger ab.

§ 10

Entgeltentwicklung

(1)
Die Einrichtung kann das Entgelt für allgemeine psychosoziale Betreuungsleistungen und Pflegeleistungen (Maßnahmepauschale), für Unterkunft und Verpflegung (Grundpauschale) sowie das Gesamtheimentgelt nach § 9 Abs. 1 dieses Vertrages durch einseitige Erklärung erhöhen, wenn sich die bisherige Berechnungsgrundlage verändert hat und sowohl die Erhöhung als auch das erhöhte Entgelt angemessen ist.

Die Einrichtung ist berechtigt, das Entgelt für die nicht geförderten Investitions-aufwendungen durch einseitige Erklärung zu erhöhen, soweit sie nach der Art der Einrichtung betriebsnotwendig sind und nicht durch öffentliche Förderung gedeckt werden.


(2) Erhält der Hilfeempfänger Hilfe nach dem Sozialgesetzbuch XII, so wird die Erhöhung des Entgelts nur wirksam, soweit das erhöhte Entgelt den Vereinbarungen der Einrichtung mit dem Sozialhilfeträger entspricht. Dies gilt nicht, wenn es an einer Vergütungsvereinbarung zwischen der Einrichtung und dem Sozialhilfeträger fehlt.


(3) Die neue Höhe des Entgelts wird dem Bewohner spätestens vier Wochen vor dem Zeitpunkt, an dem sie wirksam werden soll, schriftlich mitgeteilt und begründet.

§ 11

Anpassung der Leistungen und des Heimentgeltes 

(1)
Die Einrichtung passt ihre Leistungen, soweit ihr dies möglich ist, einem erhöhten oder 


verringerten Betreuungsbedarf des Hilfeempfängers an. Soweit eine Leistungsanpassung erforderlich ist, kann die Einrichtung durch einseitige Erklärung das Entgelt in angemessenem Umfang entsprechend den angepassten Leistungen verändern. Wird eine niedrigere Hilfebedarfsgruppe festgestellt, ist die Einrichtung zur Absenkung des Entgeltes verpflichtet. 

(2)
Der Hilfeempfänger verpflichtet sich für den Fall, dass Anhaltspunkte dafür bestehen, dass er aufgrund der Entwicklung seines Zustandes einer höheren Hilfebedarfsgruppe zuzuordnen ist, beim Sozialhilfeträger die Zuordnung zu einer höheren Hilfebedarfsgruppe zu beantragen. 


(3)
Bei Hilfeempfängern, für welche der Sozialhilfeträger keine Kosten übernimmt, gilt abweichend von Absatz 2, dass die Zuordnung zu einer höheren Hilfebedarfsgruppe im Einvernehmen zwischen Einrichtung und Hilfeempfänger durchgeführt werden kann. 



Für den Fall, dass ein Einvernehmen nicht herstellbar ist, verpflichtet sich der Hilfeempfänger, bei schriftlicher Aufforderung durch die Einrichtung einer Begutachtung durch einen unabhängigen Facharzt zur Beurteilung des Hilfebedarfs zuzustimmen. Führt die Begutachtung zu der Zuordnung zu einer höheren Hilfebedarfsgruppe, so sind die Kosten der Begutachtung von dem Hilfeempfänger zu tragen; in allen anderen Fällen trägt die Einrichtung die Kosten. Die Einrichtung ist berechtigt, bis zur Erstellung des Gutachtens vorläufig das Heimentgelt nach der höheren Hilfebedarfsgruppe zu berechnen. Werden die Voraussetzungen für eine höhere Hilfebedarfsgruppe nicht bestätigt, hat die Einrichtung den überzahlten Betrag unverzüglich dem Hilfeempfänger zurückzuzahlen. Der Rückzahlungsbetrag ist rückwirkend ab dem Zeitpunkt der Berechnung des erhöhten Heimentgeltes mit 5 % jährlich zu verzinsen.

(4)
Der Hilfeempfänger und die Einrichtung haben bei den erforderlichen Untersuchungen des Medizinisch-Pädagogischen Dienstes (MDP) zur Überprüfung des Hilfebedarfs und des Medizinischen Dienstes der Krankenkassen (MDK) zur Überprüfung der Pflegebedürftigkeit mitzuwirken.

(4) Bei einem Wechsel der Hilfebedarfsgruppe infolge eines veränderten Betreuungsbedarfs gilt das entsprechend niedrigere oder höhere Entgelt. Die Höhe des neuen Entgelts wird dem Hilfeempfänger schriftlich mitgeteilt.

(5) Bei einer Änderung der Leistungstypzuordnung nach § 3 Absatz 2 ist der Vertrag entsprechend anzupassen. 

§ 12

Fälligkeit

Das vom Hilfeempfänger geschuldete Heimentgelt wird jeweils nachträglich für das abgelaufene Quartal abgerechnet. Der Betrag wird mit der Zustellung der Rechnung fällig.

§ 13

Heimentgelt bei Abwesenheit

(1)
Soweit der Heimplatz vorübergehend aufgrund eines Aufenthaltes in einem Kranken-haus oder in einer stationären Rehabilitationseinrichtung oder wegen Urlaubs nicht in Anspruch genommen werden kann, wird der Heimplatz freigehalten.

(2)
Bei einer vorübergehenden Abwesenheit wird von der Einrichtung vom ersten Tag ab die volle Vergütung des vereinbarten Heimentgeltes für Betreuungs- und Pflegeleistungen sowie für Unterkunft und Verpflegung und Investitionsaufwendungen berechnet. Als Abwesenheit im Sinne dieser Regelung gilt nur die ganztägige Abwesenheit.

(3)
Die Einrichtung informiert bei Sozialhilfeempfängern den Sozialhilfeträger (und bei pflegebedürftigen Bewohnern zusätzlich die Pflegekasse) bei Abwesenheiten von länger als 30 Tagen mit der Monatsabrechnung über Dauer und Grund der vorübergehenden Abwesenheit des Hilfeempfängers.

(4)
Sollte sich zukünftig die Abwesenheitsregelung im Rahmenvertrag nach §79 SGB XII ändern, so gilt diese Regelung entsprechend.

§ 14

Haftung der Einrichtung

(1)
Die Einrichtung haftet für Verlust von und Schäden an eingebrachten Sachen des Hilfeempfängers nur bei Vorsatz und grober Fahrlässigkeit. Für Personenschäden gelten die gesetzlichen Bestimmungen.

(2)
Haftungsansprüche des Hilfeempfängers gegen die Einrichtung sollten baldmöglichst nach Kenntniserlangung des schadensbegründenden Ereignisses schriftlich geltend gemacht werden.

§ 15

Haftung des Hilfeempfängers
(1)
Der Hilfeempfänger haftet im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften für die von ihm verursachten Schäden.

(2)
Zur Absicherung des Risikos wird dem Hilfeempfänger empfohlen, eine Haftpflichtversicherung, die das Risiko eines Schlüsselverlustes einschließt, und eine Hausratversicherung für die von ihm eingebrachten Gegenstände zu schließen.

§ 16

Zutrittsrecht und Gebrauchsüberlassung

(1)
Der Hilfeempfänger erklärt sich damit einverstanden, dass die Mitarbeiter der Einrichtung zur Erfüllung der ihnen obliegenden heimvertraglichen Pflichten die Unterkunft jederzeit betreten dürfen. 


Die Mitarbeiter der Einrichtung oder sonstige Beauftragte dürfen zur Überprüfung des Zustandes der Unterkunft und zur Durchführung von Reparatur- und Instandsetzungsarbeiten die Unterkunft zu den üblichen Zeiten betreten. Hierüber ist der Hilfeempfänger rechtzeitig zu unterrichten.

Bei drohender Gefahr ist ein Betreten der Unterkunft auch außerhalb der üblichen Zeiten und ohne vorherige Ankündigung zulässig.

(2)
Der Hilfeempfänger ist nicht berechtigt, ohne Zustimmung der Einrichtung Dritte in die Unterkunft aufzunehmen oder ihnen den Gebrauch zu überlassen.

§ 17

Tierhaltung

Die Haltung von Tieren bedarf der vorherigen Zustimmung der Einrichtung.

§ 18

Datenschutz und Schweigepflicht

(1)
Der Hilfeempfänger hat das Recht auf Einsichtnahme in die geführte Pflege- und Betreuungsdokumentation.

(2)
Die Verarbeitung der Daten einschließlich ihrer Weitergabe erfolgt unter Beachtung der gesetzlichen Regelungen, insbesondere der Bestimmungen über den Datenschutz, der ärztlichen Schweigepflicht und des Sozialgeheimnisses.

§ 19

Vertragsdauer und Beendigung des Vertragsverhältnisses

(1)
Der Vertrag wird auf unbestimmte Zeit geschlossen.

(2)
Das Vertragsverhältnis kann im beiderseitigen Einvernehmen oder durch Kündigung eines Vertragspartners beendet werden.

(3) Im Falle des Ablebens des Hilfeempfängers endet der Vertrag mit dem Sterbetag.

(4) Der Hilfeempfänger hat die Unterkunft spätestens bis zum Tag, an dem der Vertrag endet, zu räumen und in ordnungsgemäßem Zustand zurückzugeben.

Im Falle des Ablebens des Hilfeempfängers haben dessen Erben die Unterkunft unverzüglich zu räumen und in ordnungsgemäßem Zustand zurückzugeben.


(5)
Die übergebenen Schlüssel sind der Heimleitung zurückzugeben.

(6)
Die Einrichtung unterrichtet den zuständigen Kostenträger über die Aufnahme und Entlassung des Hilfeempfängers. 

§ 20

Kündigung

(1) Der Hilfeempfänger kann den Heimvertrag spätestens am dritten Werktag eines Kalendermonats für den Ablauf desselben Monats schriftlich kündigen. Bei einer Erhöhung des Entgelts ist eine Kündigung abweichend von Satz 1 jederzeit für den Zeitpunkt möglich, an dem die Erhöhung wirksam werden soll. 

Der Hilfeempfänger kann aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist kündigen, wenn ihm die Fortsetzung des Heimvertrages bis zum Ablauf der Kündigungsfrist nicht zuzumuten ist. Soweit bei einer Kündigung aus wichtigem Grund die Einrichtung den Kündigungsgrund zu vertreten hat, verpflichtet sich die Einrichtung, dem Hilfeempfänger eine angemessene anderweitige Unterkunft und Betreuung zu zumutbaren Bedingungen nachzuweisen und die Umzugskosten in angemessenem Umfang zu erstatten.

(2)
Die Einrichtung kann den Heimvertrag nur aus wichtigem Grund kündigen. Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor, wenn


1.
der Betrieb des Heims eingestellt, wesentlich eingeschränkt oder in seiner Art verändert wird und die Fortsetzung des Heimvertrags für die Einrichtung eine unzumutbare Härte bedeuten würde,


2.
der Gesundheitszustand des Hilfeempfängers sich so verändert hat, dass seine fachgerechte Betreuung in der Einrichtung nicht mehr möglich ist,


3.
der Hilfeempfänger seine vertraglichen Pflichten schuldhaft so gröblich verletzt, dass der Einrichtung die Fortsetzung des Vertrages nicht mehr zugemutet werden kann oder


4.
der Hilfeempfänger




a)
für zwei aufeinanderfolgende Termine mit der Entrichtung des Entgelts oder eines Teils des Entgelts, der das Entgelt für einen Monat übersteigt, im Verzug ist oder

b) in einem Zeitraum, der sich über mehr als zwei Termine erstreckt, mit der Entrichtung des Entgelts in Höhe eines Betrages in Verzug gekommen ist, der das Entgelt für zwei Monate erreicht.

(3)
In den Fällen des Absatzes 2 Nr. 4 ist die Kündigung ausgeschlossen, wenn die Einrichtung vorher befriedigt wird. Sie wird unwirksam, wenn bis zum Ablauf von zwei Monaten nach Eintritt der Rechtshängigkeit der Räumungsanspruch hinsichtlich des fälligen Entgelts der Einrichtung befriedigt wird oder eine öffentliche Stelle sich zur Befriedigung verpflichtet.

(4)
Die Kündigung durch die Einrichtung bedarf der schriftlichen Form; sie ist zu begründen.

(5)
In den Fällen des Absatzes 2 Nr. 2 bis 4 kann die Einrichtung den Vertrag ohne Einhaltung einer Frist kündigen. In den übrigen Fällen des Absatzes 2 ist die Kündigung spätestens am dritten Werktag eines Kalendermonats für den Ablauf des nächsten Monats zulässig.


(6)
Hat die Einrichtung nach Absatz 2 Nr. 1 und 2 gekündigt, so hat sie dem Hilfeempfänger eine angemessene anderweitige Unterkunft und Betreuung zu zumutbaren Bedingungen nachzuweisen. In den Fällen des Absatzes 2 Nr. 1 hat die Einrichtung die Kosten des Umzugs in angemessenem Umfang zu tragen.

(7)
Der Hilfeempfänger kann die Einrichtung bevollmächtigen, nach Ablauf des Heimvertragsverhältnisses seine Einrichtungsgegenstände bestimmten Personen auszuhändigen. 

§ 21

Besondere Regelungen für den Todesfall

(1)
Der Hilfeempfänger weist hiermit die Einrichtung an, im Falle seines Todes folgende Personen zu benachrichtigen:

	
	Name
	Vorname
	Anschrift
	Telefon

	1.
	..........................
	......................
	..........................................
	.......................

	2.
	..........................
	......................
	..........................................
	.......................


(2)
Der Hilfeempfänger ermächtigt die Einrichtung, bei seinem Ableben die eingebrachten Sachen folgender Person / folgenden Personen ohne Rücksicht auf deren erbrechtliche Legitimation auszuhändigen:

	
	Name
	Vorname
	Anschrift
	Telefon

	1.
	..........................
	.....................
	..........................................
	.......................

	2.
	..........................
	.....................
	..........................................
	.......................


(3)
Die Einrichtung stellt den Nachlass, soweit möglich, durch räumlichen Verschluss sicher.

(4)
Die Einrichtung ist berechtigt, die in die Unterkunft eingebrachten Sachen auf Kosten des Nachlasses anderweitig einzulagern, wenn die Unterkunft nicht unverzüglich, spätestens bis zum Ablauf von zwei Wochen nach dem Sterbefall geräumt wird. In diesem Fall fertigt die Einrichtung eine Niederschrift über die zurückgelassenen Sachen an.

§ 22

Anpassungspflicht

Wenn durch Änderungen der Rechtslage des Pflegeversicherungsrechts, des Sozialhilferechts oder des Heimrechts oder durch Rahmenvereinbarungen nach SGB XI oder BSHG/ SGB XII eine Änderung dieses Heimvertrages erforderlich wird, kann jeder Vertragsteil eine Anpassung des Vertrages an die neue Rechtslage verlangen.

§ 23

Salvatorische Klausel

Sollten einzelne Vereinbarungen dieses Vertrages unwirksam sein, so berührt dies nicht die Wirksamkeit der übrigen Teile.

§ 24

Schlussbestimmungen

(1)
Die Vertragsparteien haben keine mündlichen Nebenabreden getroffen. Änderungen oder Ergänzungen dieses Vertrages sollten aus Beweisgründen schriftlich vereinbart werden.

(2)
Die nachstehenden Anlagen sind Bestandteil dieses Vertrages:

· Leistungsbeschreibung zu den allgemeinen psychosozialen Betreuungs- und Pflegeleistungen (Anlage 1)

· Verzeichnis über vom Bewohner eingebrachte Möbelstücke/Ausstattungs-gegenstände (Anlage 2) 

§ 25

In-Kraft-Treten

Dieser Vertrag tritt am    in Kraft. Er ersetzt den Heimvertrag vom   .
Rheinfelden, den   
Ort,  Datum
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........................................................
........................................................

Unterschrift des Bewohners
Unterschrift Einrichtung 

(des bevollmächtigten Vertreters/Betreuers)

Empfangsbekenntnis

Ich habe jeweils eine Ausfertigung

· des Heimvertrages

· Leistungsbeschreibung zu den allgemeinen psychosozialen Betreuungsleistungen und zu den allgemeinen Pflegeleistungen (Anlage 1)

· Verzeichnis über vom Bewohner eingebrachte Möbelstücke/Ausstattungsgegenstände (Anlage 2)

· Einwilligungserklärung zur Anforderung des Gutachtens über die Eingruppierung in eine Hilfebedarfsgruppe (Anlage 3) 

· Bevollmächtigung zur Antragstellung beim Sozialhilfeträger/bei der Pflegekasse 
(Anlage 4)

· Erklärung zum Datenschutz und zur Schweigepflicht (Anlage 5)

· Vereinbarung für die Übergangszeit bis zum Vorliegen eines Leistungsbescheides 
(Anlage 6)

· Bevollmächtigung im Zusammenhang mit der Hilfsmittelversorgung (Anlage 7)

· Informationsblatt über die Beratungs- und Beschwerdemöglichkeiten der Bewohner (Anlage 8)

· Bevollmächtigung für die medizinische Versorgung (Anlage 9)

· Postvollmacht (Anlage 10)

· Bevollmächtigung zur Verwaltung von Geldbeträgen (Anlage 11)
· Einverständniserklärung für die Verwendung von Fotos (Anlage 12)
· Anlage für Bewohner der Außenwohngruppe Wyhlen (Anlage 13)

erhalten.

Ferner wurden mir folgende Schlüssel ausgehändigt:

......................................................................................................................................

......................................................................................................................................

	
	(Ort, Datum)
	
	Unterschrift des Hilfeempfängers 
(des bevollmächtigten Vertreters/ 
Betreuers)

	
	
	
	


Anmerkungen für den Hilfeempfänger: 

1 	Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird nur die männliche Form erwähnt.





2 	Wenn der Hilfeempfänger noch keinen Leistungsbescheid vom Sozialhilfeträger/von der Pflegekasse erhalten hat, so hat er diesen zu übergeben, sobald er ihn erhält. Liegt noch keinen Leistungsbescheid für den Bereich „Wohnen“ vor, so wird übergangsweise eine Vereinbarung nach Anlage 6 abgeschlossen.





3 	Dies betrifft nur solche Bewohner, die keine Leistungen des Sozialhilfeträgers erhalten.





4 	§ 43 a SGB XI schreibt die pflegeversicherungsrechtlichen Leistungen für Behinderte unabhängig von der Pflegestufe fest. Der MDK differenziert bei der Feststellung der Pflegebedürftigkeit daher in der Regel nicht nach Pflegestufen, sondern stellt nur grundsätzlich eine Pflegebedürftigkeit nach den Vorschriften des SGB XI fest.





5 	Die Träger der Sozialhilfe übernehmen keine Zusatzleistungen. Für Hilfeempfänger mit Leistungsansprüchen nach SGB XII kommen deshalb nur Zusatzleistungen in Betracht, die vom Hilfeempfänger im Rahmen des ihm zur Verfügung stehenden Taschengeldes bzw. von dessen Angehörigen finanziert werden.





Der Einrichtung entstehen bei der Erfüllung ihrer Leistungsverpflichtungen Investitionsaufwendungen. Soweit diese Aufwendungen nicht durch öffentliche Förderung gedeckt sind, kann der Heimträger sie dem Hilfeempfänger gesondert berechnen. Die Höhe der Investitionsaufwendungen richtet sich nach der Vereinbarung, die zwischen Heimträger und Sozialhilfe geschlossen wird (§ 15 des Rahmenvertrages nach § 93d Abs. 2 BSHG i.V.m. § 93a Abs. 2 BSHG/ §79 SGB XII). 
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